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1. Änderung des Regionalplans Düsseldorf (RPD) 
15. Synopse (ab 14.02.2020 und nach Ende der 2. Beteiligungsrunde eingegangen) 

der Anregungen und Bedenken 
Öffentlichkeitsbeteiligung und Verfahrensbeteiligte. 

 
 
Erläuterung: 
Im Rahmen der ersten Änderung des Regionalplans Düsseldorf gingen einige Stellungnahmen so spät ein, dass sie nicht mehr in der 
Sitzungsvorlage vom 13.03.2020 verarbeitet werden konnten. Die Schreiben sind überwiegend direkt an die Regionalratsmitglieder ver-
sandt worden und von daher in den meisten Fällen bekannt. Sie werden zur Sicherheit hier noch einmal aufgeführt und mit einer regio-
nalplanerischen Bewertung versehen. Dies wird dem Regionalrat mit dieser Tischvorlage zur Kenntnis gegeben und damit bei dem Be-
schlussvorschlag mit einbezogen. Diese Tischvorlage ist auch während der Sitzung des Regionalrates im Sitzungssaal einsehbar. 
 
Die hier aufgeführten Stellungnahmen geben verschiedene Sichtweisen insbesondere zu Flächen im Bergischen und in Kerken wieder. 
Viele der Argumente sind auch zuvor bereits Gegenstand der bisherigen regionalplanerischen Bewertungen gewesen. Die benannten 
Argumente führen – auch gemäß den bisherigen Abwägungsvorschlägen zu den fristgemäßen Stellungnahmen in den Themen- und 
Kommunaltabellen – nicht zu einer Änderung des Planungsentwurfs oder zu anderen regionalplanerischen Bewertungen (siehe hierzu 
die Bewertungen in der rechten Spalte der unten gelisteten Schreiben). Sie haben in Relation zu den aus den Unterlagen zur Regional-
planänderung ersichtlichen Argumenten für die geplante Darstellung nicht das Gewicht, zu einem geänderten Entwurf zu führen. Auch ist 
ein zwischenzeitlich eingegangener Hinweis, dass in dem Protokoll der ersten Erörterung ein redaktioneller Fehler vorhanden sei (KR_07 
wurde als KR_06 bezeichnet unter einem Beitrag aus dem zu entnehmen ist, dass es um KR_07 geht), nicht weiter entscheidungsrele-
vant, weil der Steckbrief die Bewertung richtig wiedergibt und im weiteren Verfahren die planerischen Erwägungen stützte und entspre-
chend in der zweiten Beteiligung auch veröffentlicht wurde. 
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Abs. Stellungnahme  
 

 
Ö-2020-02-18-A   Wuppertal 

Dokument 261623/2020 

Hinweise: 
  

 

01 OFFENER BRIEF ZUM REGIONALPLAN DÜSSELDORF 

Sehr geehrte Frau Regierungspräsidentin, 

sehr geehrte Mitglieder des Regionalrates, 

sehr geehrte Herren Oberbürgermeister, 

sehr geehrte Herren Landräte, 

Sie werden in der nahen Zukunft über den Regionalplan Düsseldorf RPD in seiner dann letzten Änderung beraten und 

beschließen. Ich schreibe aus Wuppertal im Namen aller Cronenberger Bürgervereine als Vorsitzender des Bürger-

vereins Hahnerberg-Cronenfeld, in dessen Wirkungsbereich sich der im Regionalplan als ASB-Fläche ausgewiesene 

Bereich „W_09-Hipkendahl“ befindet. 

Obwohl sowohl die Cronenberger Bezirksvertretung als auch der Wuppertaler Stadtrat diese Fläche als geplante ASB-

Fläche aus insbesondere ökologischen Aspekten abgelehnt hatten, wurde sie von der Bezirksregierung Düsseldorf mit 

dem Vermerk: „Der Anregung der Stadt wird nicht gefolgt. Die Fläche Hipkendahl wird aufgrund ihrer Eignung als zu-

sätzlicher ASB im RPD dargestellt.“ dennoch beibehalten. Immerhin weist die Stadt aus: „Die Fläche ist zwar sied-

lungsstrukturell gut erschlossen, hat aber wie von der Regionalplanungsbehörde selbst prognostizierte, erhebliche 

Umweltauswirkungen. Die Fläche liegt fast zur Hälfte im (Abstandsbereich zu einem) FFH-Gebiet. 15 % der Fläche 

liegen im Waldabstandsbereich. Aus diesen Gründen wird eine Entwicklung der Fläche als kritisch angesehen.“ 

Die Flächenmeldung der Stadt umfasste überdies rund 150 ha und überschreitet damit den von der Regionalpla-

nungsbehörde für Wuppertal festgesetzten Bedarf an ASB in Höhe von 125 ha. Insgesamt ging es in der Abstimmung 

zwischen Bezirksregierung und Stadt um 36 Bereiche, von denen die Stadt bei 13 Flächen zustimmte, immerhin 4 von 

der Stadt vorgeschlagene Gebiete fanden auch das Placet der Bezirksregierung, aber ganze 19-mal überstimmte die 

Bezirksregierung das städtische Votum, also die Stimme des Bürgers. Regierungspräsidentin Birgitta Radermacher 

und Hans-Jürgen Petrauschke, Vorsitzender des Regionalrates, erklären auf der Internetseite der Bezirksregierung die 

Die benannten Ar-

gumente sind über-

wiegend aus ande-

ren Stellungnahmen 

im Beteiligungszeit-

raum bekannt und 

führen gemäß den 

entsprechenden 

Abwägungsvor-

schlägen zu den 

fristgemäßen Stel-

lungnahmen in den 

Themen- und Kom-

munaltabellen nicht 

zu einer Änderung 

des Planungsent-

wurfs oder zu ande-

ren regionalplaneri-

schen Bewertun-

gen.  Auch die all-

gemeinen politi-

schen Zielsetzun-

gen, die in dieser 

Stellungnahme auf-

geführt werden, 
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Idee des Projektes und unterstreichen die Bedeutung der Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern. Das ist für uns 

hier weder erkennbar noch nachvollziehbar, sondern erscheint uns eher als Lippenbekenntnis. 

Wir wenden uns ganz grundsätzlich gegen den „Flächenfraß“ ökologisch wichtiger und dazu ohnehin immer knapper 

werdender Naturflächen. Wir finden, dass hier deutlich mehr Kreativität in den Findungs- und Entscheidungsprozess 

fließen müsste. Man macht es sich recht leicht, wenn einfach behauptet wird, die Flächen seien eben notwendig, man 

brauche zusätzlichen Wohnraum. Das greift unseres Erachtens nach deutlich zu kurz. 

Auch wenn es ein vorgeblich mathematisch genaues Flächenranking gibt, so ist die Ermittlung selbst nur schwer 

nachvollziehbar und enthält in der Tiefe durchaus willkürliche Einordnungen. Sie liebe Mitglieder des Regionalrates, 

die Sie über dieses Ranking letztendlich abstimmen werden, möchte ich bitten, sich einmal kritisch mit diesem Hinter-

grund zu befassen und für sich die Frage zur Nachvollziehbarkeit dieser Berechnungen selbst zu beantworten: 

http://www.brd.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/pdf_rpd_aen/01rpdaen_2bet/Teil1_Begruendung.pdf 

(hier: Durchführung des Rankings ab S. 29) 

Die Erhaltung unserer Natur gerade in Zeiten von „Fridays for Future“ muss oberste Priorität haben und darf nicht 

leichtfertig einem Mangel an Fantasie und Kreativität geopfert werden. Die ökologische Bewertung muss eine erheb-

lich stärkere Gewichtung erfahren, was unweigerlich dazu führte, große Flächenareale – nicht nur „W_09-Hipkendahl“ 

– aus der derzeitigen Planung herausnehmen zu müssen. Dann ist tatsächlich die von uns so vermisste Kreativität 

notwendig, im Innenstadtbereich zusätzliche Wohnpotenziale zu finden. Allein wirtschaftliche Gründe bei der günstige-

ren Erschließung von Naturraum dürfen dann nicht mehr im Vordergrund stehen. 

Die Europäische Kommission hat Deutschland „nachdrücklich“ aufgefordert, den Verpflichtungen aus der Fauna-Flora-

Habitat-(FFH)- Richtlinie ordnungsgemäß nachzukommen. Der Richtlinie zufolge müssen die Mitgliedstaaten besonde-

re Schutzgebiete mit spezifischen Erhaltungszielen und entsprechenden Maßnahmen ausweisen, um einen günstigen 

Erhaltungszustand der vorhandenen Arten und Lebensräume zu gewährleisten oder diesen wiederherzustellen. Laut 

der EU-Kommission ist die Frist für die Umsetzung solcher Maßnahmen für die betreffenden Gebiete in Deutschland in 

einigen Fällen bereits vor „mehr als zehn Jahren“ abgelaufen. Daher habe man der Bundesrepublik im Jahr 2015 ein 

Aufforderungsschreiben und 2019 nach langwierigen Gesprächen mit Berlin ein ergänzendes Aufforderungsschreiben 

können aufgrund 

Ihrer Allgemeinheit 

nicht zu einer Ände-

rung der Plankon-

zeption gemäß LEP 

und der dortigen 

Zielsetzung der be-

darfsgerechten Sied-

lungsentwicklung 

führen. Auch die 

Argumente zur In-

nenentwicklung sind 

mit in die Plankon-

zeption eingeflos-

sen. (siehe hierzu 

die regionalplaneri-

schen Bewertungen 

in der Nr. 11 - The-

mentabelle). Was 

die Abwägung mit 

den Umweltaspek-

ten anbetrifft ist auf 

die Begründung und 

auf die regionalpla-

nerischen Bewer-

tungen zu verwei-

sen. Insgesamt ha-
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zukommen lassen. Dennoch sei bei allen 4.606 Natura-2000-Gebieten, in sämtlichen Bundesländern und auf Bundes-

ebene eine fortbestehende Praxis zu beobachten, dass „keine ausreichend detaillierten und quantifizierten Erhaltungs-

ziele“ festgelegt würden. Moniert wird, dass dies erhebliche Auswirkungen auf die Qualität und Wirksamkeit der Erhal-

tungsmaßnahmen gemäß der FFH-Richtlinie habe. 

Im Städtebau versierte Stadtplaner sagen uns, die 1. Änderung des RPD gehe wohl davon aus, dass 2018 die Bevöl-

kerungsprognose drastisch nach oben korrigiert werden musste, woraus sich argumentativ ein Mehrbedarf an 1-2 Per-

sonenhaushalten ergab. Das ist aber eher die Zielgruppe für innere Verdichtungen von Städten oder Siedlungen und 

nicht für die Ansiedlung auf Außenflächen. Hier liegt unseres Erachtens nach ein systematischer Planungsfehler vor, 

wenn dann Naturflächen in Randlagen hierzu ertüchtigt werden sollen. 

Die „Charta von Leipzig“ (2012) des Deutschen Städtetages formuliert auch im europäischen Konsens: 

„Um die gewachsene europäische Stadt als „ein wertvolles und unersetzbares Wirtschafts-, Sozial und Kulturgut“ zu 

schützen, wurden strategische und koordinierte Lösungsansätze für eine nachhaltige Stadtentwicklung erarbeitet. Die 

drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung – Ökonomie, Ökologie und Soziales – sollen dabei gleichberechtigt 

berücksichtigt werden. Für die Umsetzung und das Erreichen der Ziele sollen sowohl die Ansätze einer integrierten 

Stadtentwicklungspolitik stärker genutzt, als auch den benachteiligten Stadtquartieren im gesamtstädtischen Kontext 

besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden.“ 

Auch die letzte Änderung des Bundesbaugesetzes zielt in eben diese Richtung: 

„Um dem Problem des hohen Wohnbedarfs in den Innenstädten zu begegnen, wurde im Mai 2017 mit dem sogenann-

ten „Urbanen Gebiet (MU)“ eine neue Baurechtskategorie in der Baunutzungsverordnung (§ 6a BauNVO) geschaffen. 

Sie soll vor dem Hintergrund des Vorrangs von Innentwicklung und Bestandserneuerung vor einer Siedlungsexpansion 

der Idee einer nutzungsgemischten Stadt und einer Stadt der kurzen Wege baurechtlich Rechnung tragen. Bei dem 

„Urbanen Gebiet“ handelt es sich um die erste neue Gebietskategorie seit 1977.“ 

Dies zeigt die veränderten Sichtweisen, Empfehlungen und Möglichkeiten, urbanen Wohnraum zu schaffen. Dem kann 

der aktuelle Regionalplan nicht genügen. Er ist insofern in seiner Gänze abzulehnen, sollten nicht massive ökologische 

Korrekturen vorgenommen werden. Wir behalten uns ausdrücklich vor, diese formalen, für uns durchaus widersprüch-

ben die Ausführun-

gen in der Stellung-

nahme in Relation 

zu den aus den Un-

terlagen zur RPÄ 

ersichtlichen Argu-

menten für die ge-

plante Darstellung 

nicht das Gewicht, 

zu einem geänder-

ten Entwurf zu füh-

ren. 
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lichen Hintergründe des RPD durch eine versierte Kanzlei für Verwaltungsrecht prüfen zu lassen. 

Zunächst appellieren wir hier an Ihr Gewissen, Ihre Entscheidung frei von politischer oder verbandsmäßiger Proveni-

enz im Sinne unserer Umwelt, also für Ihre und unsere Kinder und Enkel zu treffen. 

XXX, Vorsitzender Bürgerverein Hahnerberg-Cronenfeld 

für die AG „Die Cronenberger“ 
 

 
Ö-2020-02-25-A   Velbert 

Dokument 261624/2020 

Hinweise: 
  

 

01 Sehr geehrte Frau Regierungspräsidentin, sehr geehrte Mitglieder des Regionalrates, 

in Kürze werden Sie über die 1. Änderung des Regionalplans Düsseldorf (RPD) bzw. die von der Bezirksregierung 

Düsseldorf (BRD) vorgeschlagenen neuen ASB-Flächen abstimmen. Wir wenden uns hier an Sie hinsichtlich der Flä-

chen im Bereich der Stadt Velbert (Kreis Mettmann): WALLMICHRATH ME_VEL_01, GUTSWEG ME_VEL_04 und 

DONNENBERGERSTR ME_VEL_06_02. Wir werden unterstützt von der BI "Gutsweg gegen Bebauung", vom BUND 

Velbert, vom NABU Velbert sowie vom Bürgerverein Velbert-Langenberg. 

Wir wenden uns an Sie, da unsere Stellungnahmen, Darlegungen und Ausführungen, so fachlich fundiert Sie auch 

gewesen sind, beim zuständigen Dezernat 32 der Bezirksregierung zwar zur Kenntnis genommen wurden, aber kei-

nerlei Korrektur bei der Bewertung der Flächen bewirkten. 

Im Falle der Fläche GUTSWEG ME_VEL_04 wurden TABUFLÄCHEN (gem. eigener Festsetzung der BRD) wie Fließ-

Gewässer, Überflutungswiesen, Steil- und Fels-Uferhänge und sogar Waldflächen überplant. Auch von Ökologen kar-

tierte verfahrenskritische Arten wurden einfach ignoriert. Sogar der Fundort eines der letzten Hirschkäfer-Brutmeiler 

des ME-Kreises änderte nichts an der Flächenausweisung. Es wurde ohne jegliche Überprüfung das Gegenteil be-

hauptet, nämlich, dass es keine dieser Arten bzw. irgendwelche Konflikte gäbe. Eine strategische Umweltprüfung 

(SUP) wurde einfach mit der kuriosen Begründung abgelehnt, dass die Fläche dafür zu klein wäre - als wenn Flächen-

größe ein Maßstab für die ökologische Wertigkeit wäre. 

Die benannten Ar-

gumente sind aus 

anderen Stellung-

nahmen im Beteili-

gungszeitraum be-

kannt und führen 

gemäß den entspre-

chenden Abwä-

gungsvorschlägen 

zu den fristgemäßen 

Stellungnahmen in 

den Themen- und 

Kommunaltabellen 

nicht zu einer Ände-

rung des Planungs-

entwurfs oder zu 

anderen regional-

planerischen Bewer-
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Trotz der von uns dargelegten erheblichen artenschutzrechtlichen Konflikte und der TABU-Flächen erhielt die Fläche 

GUTSWEG ME_VEL_04 die vollen 15 Punkte im Ökologie-Ranking - als wenn es keinerlei ökologischen Wert und 

daher keine Konflikte gäbe. Die ausführlichen fachlichen Darlegungen zweier Berufs-Ökologen zählten für die BRD 

nicht. Alle dargelegten Fakten wurden ignoriert. 

Für die zwei anderen Velberter Flächen (WALLMICHRATH ME_VEL_01 und DONNENBERGERSTR 

ME_VEL_06_02) wurde eine SUP durch die BRD durchgeführt, die erhebliche Umweltauswirkungen attestiert. Den-

noch erfolgte eine Ökologie-Bepunktung der Flächen auch hier, als gäbe es keinerlei Konflikte und Auswirkungen. 

Diese Verfahrensweise durchzieht das gesamte Verfahren und stellt dieses daher gänzlich in Frage. Ich möchte hier-

mit alle Entscheidungsträger darauf hinweisen, dass Sie sich im Falle einer Zustimmung basierend auf dieser willkürli-

chen, unqualifizierten Bewertungsvorgehensweise hinsichtlich der Ökologie-Wertung, vielfacher Zerstörung 

von wertvollstem Naturraum schuldig machen. 

Der Umstand der völlig unzureichenden Bewertung wertvoller Habitatsflächen wurde bereits vom Landesbüro der Na-

turschutzverbände aufgezeigt und in der 1. Offenlage für viele Flächen dargelegt. Dennoch schenkte die BRD diesen 

Ausführungen keine Beachtung und korrigierte ihre fehlerhaften Bewertungen nicht. So werden weiterhin Flächen mit 

hohem ökologischen Konfliktpotential mit voller Ökologie-Punktzahl bewertet. Hierdurch ergibt sich dann zumeist eine 

Gesamtpunktzahl knapp oberhalb der Kappungsgrenze, so dass nun die Flächen für eine Bebauung als geeignet ein-

gestuft werden konnten. Auch wenn es angeblich ein mathematisch genaues Flächenranking-Modell gibt, so ist die 

tatsächliche Bepunktung jedoch im Ökologiebereich de facto eine Farce, unplausibel und willkürlich wie die Erklä-

rungsversuche der BRD beim 1. Erörterungstermin. 

Ein weiterer argumentativer Schwachpunkt des Verfahrens ist die Bedarfsherleitung. Die angeführte IT-NRW Progno-

se weist tatsächlich stark ansteigende Bevölkerungszahlen bis zum Jahr 2035 aus. Beim Vergleich mit den Statistiken 

der zurückliegenden Jahre wird jedoch deutlich, dass die erwartete Höchstzahl etwa auf dem Niveau von 2006 liegt. 

Mit anderen Worten: Es reicht größtenteils, die Leerstände aufzubereiten und attraktiver zu machen. Im Städtebau 

versierte Stadtplaner sagen uns, die 1. Änderung des RPD gehe wohl davon aus, dass 2018 die Be-

völkerungsprognose drastisch nach oben korrigiert werden musste, woraus sich argumentativ ein Mehrbedarf an 1-2 

Personenhaushalten ergab. Das ist aber eher die Zielgruppe für innere Verdichtungen von Städten oder Siedlungen 

tungen.  Die Ausfüh-

rungen und Argu-

mente zu den regio-

nalplanerischen Be-

wertungen, dass die 

Natur- und Arten-

schutzrechtlichen 

Aspekte nicht hinrei-

chend gewürdigt 

würden, wird zu-

rückgewiesen. Die 

Befassung mit die-

sen ist entsprechend 

der Konzeption im 

Umweltbericht und 

dem regionalplaneri-

schen Maßstab 

sachgerecht erfolgt. 

Weitere Prüfungen 

erfolgen maßstabs-

gerecht auf nachfol-

genden Planungs-

ebenen. Auch die 

Argumente zur Be-

darfsberechnung 

und Innenentwick-

lung sind mit in die 
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und nicht für die Ansiedlung von Einfamilienhäusern auf Außenflächen. 

Es liegt unseres Erachtens nach ein systematischer Planungsfehler vor, wenn dann Naturflächen in Randlagen dafür 

genutzt werden sollen, große Einfamilienhaus-Siedlungen zu errichten, denn hierdurch wird der städtischen Zielgruppe 

der Wohnungssuchenden nicht geholfen. Gefragt ist eine intelligente Innenverdichtung, zu der jedoch eine deutlich 

kreativere Raum- und Regionalplanung notwendig ist, wie dies schon in der „Charta von Leipzig“ und in der letzten 

Änderung des Baugesetzbuches gefordert wurde. Dies zeigt die veränderten Sichtweisen, Empfehlungen und 

Möglichkeiten, urbanen Wohnraum zu schaffen. Dem kann der aktuelle Regionalplan nicht genügen. Er ist insofern in 

seiner Gänze abzulehnen, sollten nicht massive ökologische Korrekturen vorgenommen werden. 

Die hier praktizierte Form von „Bauen auf der grünen Wiese“ ist dagegen ein Relikt aus dem letzten Jahrhundert, aus 

Zeiten von leichtfertigem Flächenfraß mit Klimawandel und Artensterben, ein Zeichen von Inkompetenz, Gewissenlo-

sigkeit und Ideenlosigkeit. 

 

Sehr geehrte Regierungspräsidentin, sehr geehrte Mitglieder des Regionalrates, wir bitten Sie, sich insgesamt kritisch 

mit dem Änderungsverfahren des RPDs zu beschäftigen. 

Neben den vorgenannten Ausführungen ist auch die Verfahrensweise bei den Offenlagen zu kritisieren. Nicht nur, 

dass Stellungnahmen und Bedenken nur willkürlich entsprochen wird, so werden auch selbst nach Ende der 2. Offen-

lagefrist die Dokumente, auf die man sich gerade noch bezogen hat, nachträglich wieder geändert. So war für die 

Stadt Velbert während der 2. Offenlage noch ein geringer Wohnflächen-Bedarf eingetragen. Kurz nach Ende der 

2.Offenlage wurde der Wert geändert und sogar ein deutlicher Überschuss an Wohnflächen-Reserven dargestellt. 

Hierdurch müsste somit eine Neuausweisung von ASB-Flächen für die Stadt Velbert unnötig werden! Jedoch blieben 

alle 3 Vorschlagsflächen weiterhin aufgeführt. Dadurch, dass diese Änderung nach Ende der Abgabefrist für Stellung-

nahmen erfolgte, wurde jegliche Möglichkeit für Einwände unterbunden. Jetzt kann nicht einmal mehr in Form einer 

Stellungnahme aufgezeigt werden, dass die offensichtlich überflüssigen Velberter ASB-Flächen aus dem Verfahren zu 

nehmen sind. Dies ist eine haarsträubende Vorgehensweise. 

 

Plankonzeption ein-

geflossen. (siehe 

hierzu die regional-

planerischen Bewer-

tungen in der Nr. 11 

- Thementabelle). 

Die Behauptungen 

einer willkürlichen 

regionalplanerischen 

Bewertung werden 

zurückgewiesen, 

ebenso wie die Aus-

sage, dass sich 

nach der zweiten 

Offenlage die Be-

darfszahlen der 

Stadt Velbert geän-

dert hätten. Auch die 

allgemeinen politi-

schen Zielsetzun-

gen, die in dieser 

Stellungnahme auf-

geführt werden, 

können aufgrund 

Ihrer Allgemeinheit 

nicht zu einer Ände-

rung der Plankon-
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Auch dieser Verfahrensfehler macht das gesamte Verfahren juristisch derart angreifbar, dass ich darauf hoffe, dass 

der Regionalrat, der sich durch diesen Brief hinreichend informiert fühlen sollte, seinem Gewissen folgt und den vorge-

brachten Beschlussvorschlag ablehnt oder zumindest eine Nachbesserung fordert, denn die ökologi-

schen Gesichtspunkte dürfen nicht dermaßen übergangen werden. 

Die Erhaltung unserer Natur gerade in Zeiten von „Fridays for Future“ muss oberste Priorität haben und darf nicht 

leichtfertig aufgrund von Wiederspiegelung falscher Gegebenheiten bei der Bedarfsermittlung und Winkelzügen bei der 

Verfahrensdurchführung oder einem Mangel an Fantasie und Kreativität geopfert werden. 

 

Wir appellieren an Sie, geehrte Frau Regierungspräsidentin, geehrte Mitglieder des Regionalrates, lassen Sie nicht zu, 

dass wertvoller, unwiederbringlicher Naturraum zerstört wird. Bitte setzen Sie sich für eine gewissenhafte Bearbeitung 

der Regionalplanänderung ein. Ein totales Vernachlässigen ökologischer Gesichtspunkte ist weder zeitgemäß noch 

nachvollziehbar und darf es heutzutage einfach nicht mehr geben! Allein wirtschaftliche Gründe für z.B. eine 

günstigere Bauflächen-Erschließung im Naturraum dürfen auf keinen Fall im Vordergrund stehen. 

 

Wir bitten Sie daher eindringlich, für eine Ablehnung der 1. Regionalplanänderung einzutreten und sich im Vorfeld der 

Abstimmung mit den Damen und Herren Landräten und Oberbürgermeister*innen, die hier in Kopie gesetzt sind, noch 

einmal über die vorgenannten Gegebenheiten auszutauschen, um ein gemeinschaftliches Votum für den Erhalt unser 

Natur und Landschaft zu finden. Erhalt von Lebensraum seltener, streng geschützter Tier- und Pflanzenarten, Erhalt 

von wichtigen Frischluft-Produktionsstätten, Erhalt eines intakten und gesunden Lebensraumes, der Heimat und Erho-

lungsraum auch für zukünftige Generationen, für all unsere Kinder und Enkel, ist. 

 

Wir hoffen, dass Sie sich bei der Entscheidungsfindung von Ihrem Gewissen und Ihrer Vernunft leiten lassen und nicht 

von politischen Zwängen oder wirtschaftlichen Erwägungen. 

 

zeption führen. Ins-

gesamt haben die 

Ausführungen in der 

Stellungnahme in 

Relation zu den aus 

den Unterlagen zur 

RPÄ ersichtlichen 

Argumenten für die 

geplante Darstellung 

nicht das Gewicht, 

zu einem geänder-

ten Entwurf zu füh-

ren. 
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Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Ö-2020-02-26-A   Hilden 

Dokument 261625/2020 

Hinweise: 
  

 

01 Guten Tag, 

 

Sehr geehrte Frau Regierungspräsidentin, sehr geehrte Mitglieder des Regionalrates, 

 

zunächst möchte ich XXX (Ö-2020-02-25-A Velbert siehe vorherige Anregung) für seine Ausführungen danken und 

ebenfalls noch einige eigene Inhalte zu dem 1. Änderungsverfahren und dem Ablauf der Beteiligung, Anhörung und 

Protokollierung beifügen. 

Es dürfte für die Mitglieder des Regionalrates wichtig sein, zu wissen, wie die von der Planungsbehörde vorgestellten 

Pläne und Ausweisungen zustande gekommen sind und welche "Unsicherheiten" und möglicherweise auch "Unver-

ständnis" sich dort widerspiegeln. 

Hierzu lege ich eine kurze Darstellung meiner persönlichen Erfahrungen (mit Faktennachweis) für einen weiteren Aus-

schnitt  des gesamten Verfahrens als Anlage bei. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Die Stellungnahme 

aus Hilden, wonach 

im Erörterungspro-

tokoll Zahlen zum 

Bedarf und ähnli-

chem nicht richtig 

wiedergegeben wor-

den seien, wurde 

seitens der Bezirks-

regierung Düsseldorf 

geprüft. Die ge-

machten Wortbeiträ-

ge (des Einwenders) 

im Rahmen der Er-

örterung sind im 

Erörterungsprotokoll 

korrekt wiedergege-

ben. Die Aussagen 

zu Fehlleistungen 

oder dergleichen 

werden zurückge-

wiesen. 
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Ö-2020-03-14-A   Wuppertal 

Dokument CC:238425/2020 

Hinweise: 
  

 

01 Sehr geehrte XXX, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

nach dem in den letzten Monaten die verwaltungs- und politischer Gremienarbeiten in den Städten und Gemeinden 

über die Auswahlverfahren der neuen ASB Flächen und Rückmeldung der Stadtverwaltung Wuppertal mit dem aktuel-

len Informationen möchte ich mich bei Ihnen melden. Am 25.03.2020 findet bei Ihnen Planungsausschuss und am 

02.04.2020 findet dann abschließend der Regionalratssitzung statt, an denen die abschließenden Entscheidungen 

über die Festlegung der neuen ASB Flächen getroffen werden sollen. 

 

Wir als Planungs- und Entwicklungsunternehmung haben den Auftrag von der Vorwerk’schen Grundstücksgesell-

schaft, die in der Gesellschaft befindlichen Grundstücksflächen zu entwickeln, zu planen. Innerhalb diesem Auftrag 

haben wir der Stadt Wuppertal zu Beginn der Anfrage über die Flächenpotentiale insgesamt 6 Grundstücksflächen 

vorbereitet und als Vorschlag eingereicht. Davon hat die Stadt, Fachgutachterbüro und Regionalratsorgane, insgesamt 

2 davon weiter verfolgt und bearbeitet. Diese sind W_10 Böhler Hof und W_17 Adolf-Vorwerk-Straße. Ich habe inso-

weit bislang die durchgeführten Verfahren und Schritte gut folgen können. 

 

Mein Anliegen besteht darin, dass letzte Woche eine Bürgerinitiative Namens Marper-Für -Alle seit wenigen Wochen 

sehr Aktiv und Aggressiv gegen die weitere Planung lokal Aktiv ist. Diese BI besteht hauptsächlich aus den Einwoh-

nern des Wohngebietes Toelle Turm`s, die ich einen oder anderen auch persönlich kenne. 

Die BI wirbt mit den falschen Daten, auch hinsichtlich der Größe des Plangebietes, die die BI mit 180.000 m² in der 

Presse wirbt. Die Bürger aus der Nachbarschaft haben teilweise eigenen Häuser auch auf der südlichen Seite der 

Adolf-Vorwerk-Straße. Hierzu habe ich Ihnen alle auf Internetseite der BI zusammengestellten Materialien für Sie als 

Die benannten Ar-

gumente (Anlage 

15) sind bekannt 

und führen gemäß 

den bisherigen Ab-

wägungsvorschlä-

gen zu den fristge-

mäßen Stellung-

nahmen in den 

Themen- und Kom-

munaltabellen nicht 

zu einer Änderung 

des Planungsent-

wurfs oder zu ande-

ren regionalplaneri-

schen Bewertungen. 

Die übrigen Ausfüh-

rungen auch in den 

übrigen Anlagen 

werden zur Kenntnis 

genommen. Die 

Ausführungen zu 

Bereichskonkretisie-

rungen können in 

der weiteren planeri-
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Anlage beigefügt, auch Fotos aus der vor Ort Veranstaltung. 

 

Weiterhin habe ich Ihnen die von uns ausgearbeiteten Planungsrohentwürfe zu beiden Flächen beigefügt, die später 

angepasst und überarbeitet werden müssen. 

AN dieser Stelle erlauben Sie mir den Hinweis, dass wir bei der Einreichung der Flächenvorschläge für die Adolf-

Vorwerk-Straße ausschließlich eine Straßenrandbebauung aus einer Reihe entlang der ca. 1 km langen Bereich ge-

plant und beantragt haben, nicht die gesamten Flächen von MARPE, die zum Teil im hinteren Bereich zu sehr sensib-

len Naturschutzflächen angrenzen. Die Fläche als Straßenrandbebauung bestehende Grundstücke haben wir 30 bis 

40 Meter aus der Straße in die Tiefe eingeplant. Je nach Lage der Grundstücke können 1- bis 5- Familienhäuser dort 

geplant werden. Insgesamt könnten dann 120 bis zu 150 Familien ein zu Hause anbieten. Wir als Planungsbüro und 

auch der Grundstückeigentümer sind der Meinung, dass entlang dieser sehr namhaften Straße nur 1-Häuserreihe mit 

architektonisch und ökologisch sehr hochwertigen Häusern für Familien und Paare geplant werden, aber nicht bis in 

den Tal MARPE hinunter. 

 

Ich wollte Sie und alle in dem Verfahren beteiligten Personen über diese Themen vor einer Entscheidung aus der ers-

ten Hand informiert haben. Falls der Regionalrat trotzdem die ASB Flächen wie bislang geplant auf das gesamtes Ge-

biet Marpe erstrecken sollte, so würde garantiert die Gefahr bestehen, dass die weiteren Planungsrechtlichen Verfah-

ren Flächennutzungsplan und Bebauungsplan auf Grund der sehr massiven Widerstand der Stadtverwaltung und Bür-

gerinitiativen NICHT umgesetzt werden kann. Damit ist der eigentlicher Zweck des gesamten Verfahrens für die 

nächsten 20-40 Jahren Bauland zu sichern, nicht mehr möglich sein kann und Wuppertal der geplanter 11,3 ha Flä-

chen auf die Dauer immer fehlen wird! Ich bin in Wuppertal seit mehr als 20 Jahren ein Firmeninhaber, der bisher im-

mer aufrichtig gearbeitet hat und deshalb auch einen der wenigen guten Namen im Planungs- und Baugeschäft in 

Wuppertal geschafft hat. Ich bin ein parteiloser Bürger und Geschäftsmann in Wuppertal und so möchte ich auch blei-

ben. Falls Ihrerseits aus den Gremien des Verfahrens der Bedarf bestehen sollte, so bin ich auch bereit, über dieses 

Thema die Gremien persönlich während einer Sitzung in Düsseldorf zu beraten. 

schen Erwägung der 

Stadt Wuppertal 

berücksichtigt wer-

den. Sie sind aber 

nicht relevant für die 

Frage, ob eine Dar-

stellung aus regio-

nalplanerischer Sicht 

erforderlich ist. Ins-

gesamt haben die 

Ausführungen in der 

Stellungnahme in 

Relation zu den aus 

den Unterlagen zur 

RPÄ ersichtlichen 

Argumenten für die 

geplante Darstellung 

nicht das Gewicht, 

zu einem geänder-

ten Entwurf zu füh-

ren. 
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Als zweites geplantes Neubaugebiet der ASB Flächen, Böhler Hof mit der Verfahrensnummer W_10 habe ich eben-

falls die bisherige Entwicklung gut verfolgen können. In diesem Verfahren konnte ich einen solchen Wiederstand der 

Bürger oder aus der Verwaltung und Ressorts nicht feststellen können. Dort sind die Anwohner des Baugebietes, be-

sonders oberhalb auch kritisch gegenüber der Planungen. Wir sind in diesem Bereich im sehr engen Kontakt mit ei-

nem der Anwohner als Nachbar. 

Auf diese Fläche müssen die Planungsentwürfe als Rohentwürfe nach der Festlegung der Ergebnisse der Regional-

ratssitzungen angepasst und korrigiert werden. Z. B. im unteren Bereich umfassend der Denkmalbereiche des Böhler 

Hofes berstende Biotope und Grünflächen bei der Änderung der Planung berücksichtigt werden. 

 

Wir haben auf diesem Plangebiet 3 wichtigsten Punkte beachtend die Rohplanung erstellt: Erstens mit der oberseiti-

gen Erschließung ist das vorgesehen dort ausschließlich den gehobenen Ansprüchen genügende Grundstücke zu 

planen, die jeweils mit einer Villa oder größerem Einfamilienhaus überplant werden sollen. Dieser Bereich sollte mit 2 

Häuserreihen nur von oben erschlossen werden, um den allen Nachbarn die bestehende Ruhe einer Wohnungssied-

lung weiterhin zu gewähren. Dieser Bereich sollte bis zu 15 Häusern überplant werden. Um auch in diesem Bereich 

den Bedarf an sehr exklusiven Eigentumswohnungen zu decken, haben wir dort 2 Mehrfamilienhäusern mit Tiefgarage 

bis zu 10 Wohnungen geplant. Dieser Bedarf ist aus der Nachbarschaft stammend zu bewerten. 

Im mittleren Bereich sollen Doppelhäuser geplant werden, um den sehr starken Bedarf in diesem Bereich bedienen zu 

können. Dieser Bereich sollte aus der Ronsdorfer Straße erschlossen werden. Letztlich im unteren Bereich fußläufig 

näher an die ÖPNV haben wir Mehrfamilienhäuser geplant, die auch zum Teil öffentlich geförderter Wohnungsbau 

bedienen sollte. Auch in diesem Bereich fehlen sehr viele Wohnungen in Wuppertal, die den Wohnraum für Familien 

mit dem kleinerem Einkommen möglich machen sollte. 

 

In dem Verfahren Böhler Hof wurden während des Verfahrens teilweise Umtausch der Flächen stattgefunden, die ich 
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nicht nachzuziehen konnte. In dem ersten Entwurf hat die Verwaltung und Gremien ca. 1/3 der Flächen nur Oberhalb 

gekennzeichnet, indem weiteren Verfahren wiederrum 2/3 der unteren Flächen. Tatsächlich sollten eigentlich die ge-

samte Fläche Böhler Hof sehr gut und sensibel geplant werden, um in allen Richtungen den Bedarf an Wohnraum be-

dienen zu können. Auch in diesem Verfahren stehen wir bereit, die Gremien vor einer Entscheidung zu beraten. 

 

Ich habe zu den beiden Planungsgebiete jeweils Tafeln erstellen lassen, die ich mit diesem Schreiben samt Anlagen 

als Brief in den nächsten Tagen persönlich abgeben möchte, damit bei evtl. Beratungen und internen Gesprächen die-

se Tafeln mit guten Darstellungen allen beteiligten Personen als Hilfestellung dienen können. 

Ich gehe davon aus, dass ich den Brief inkl. der Anlagen und Tafeln zu den üblichen Geschäftszeiten in Düsseldorf 

Anfang kommender Woche abgeben kann. Ich denke, dass Sie diese Informationen an die entsprechenden Ämtern 

und Personen weiter leiten können. 

 

Ich hoffe, Ihnen und Beteiligten hiermit einleuchtend geholfen zu haben und verbleibe 

mit freundlichen Grüßen 
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01 Sehr geehrter XXX, 

sehr geehrter XXX, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir haben vernommen, dass die Sitzungen am 25.03.2020 (PA) und am 02.04.2020 (RR) aus gegebenem Anlass ent-

fallen. 

Erlauben Sie uns die persönliche Bemerkung, dass dieser Anlass es auch für uns – alle hier im Wohnpark Eyller See 

in Kerken – in unserer Betroffenheit schwierig macht, uns weiterhin, wie in den letzten 25 Monaten auf unser Problem 

um das Dauerwohnrecht hier einerseits und die von uns gewünschten Änderungen zur 1. Regionalplanänderung ande-

rerseits, zu konzentrieren. Es liegt uns aber fern, unsere persönliche Situation hier in den Vordergrund stellen zu wol-

len. Vielmehr ist unser Ansatz, jetzt im Vorlauf zu den terminlich wohl noch nicht festgelegten Sitzungen zu unseren 

Anregungen zur 1. Regionalplanänderung noch einige Argumenten beizusteuern mit der Hoffnung, dass diese noch in 

ihre Überlegungen und letztlich Entscheidungsfindung einfließen werden. 

Wir haben uns hierzu ja als Wohnpark Eyller See e.V. in der 1. Runde im Rahmen des Angebotes zur Bürgerbeteili-

gung mit den Ihnen vorliegenden Anregungen und Stellungnahmen eingebracht. Dies flankierend durch den einstim-

migen Beschluss zu unserer Vorlage durch die im Kerkener Gemeinderat vertretenen politischen Fraktionen. Dazu 

auch die Anregungen und Stellungnahme durch die Verwaltung, des Bürgermeisters der Gemeinde Kerken. Die von 

uns favorisierte Flächenidee, die Ausweisung des Ortsteils“ Eyll“ als ASB im RPD, damit auch die bevorzugte Version 

des Kerkener Gemeinderates, wurde nach Rückmeldung aus der Planungsbehörde hinsichtlich seiner Ausdehnung in 

den Freiraum als zu umfangreich beurteilt. Die Möglichkeit einer 2. Beteiligungsrunde und Stellungnahme haben wir in 

dem Zusammenhang dann zur Korrektur bzw. Reduzierung dieser Flächenidee genutzt. 

Davon unbenommen bleibt es bei der Anregung, den Ortsteil „Eyll“ als ASB im RPD auszuweisen! 

Die hier erneut auf-

geführten Argumen-

te führen gemäß den 

bisherigen Abwä-

gungsvorschlägen 

zu den fristgemäßen 

Stellungnahmen in 

den Themen- und 

Kommunaltabellen 

nicht zu einer Ände-

rung des Planungs-

entwurfs oder zu 

anderen regional-

planerischen Bewer-

tungen. Die übrigen 

Ausführungen wer-

den zur Kenntnis 

genommen.  

Insgesamt haben die 

Ausführungen in der 

Stellungnahme in 

Relation zu den aus 

den Unterlagen zur 

RPÄ ersichtlichen 

Argumenten für die 

geplante Darstellung 
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Wir betonen das, weil nach unserem Kenntnisstand die Bezirksregierung Düsseldorf in ihrer Erarbeitung zur 1. Regio-

nalplanänderung einer Ausweisung des § 34er BauGB-Siedlungsgebietes im Ortsteil „Eyll“ als ASB im RPD nicht fol-

gen und dies in ihrer Empfehlung so an Sie weiterleiten wird. Diese schon im Vorfeld formal ablehnende Haltung wur-

de uns gegenüber durch die Bezirksregierung, hier durch XXX, wie folgt begründet: 

„Der Ortsteil „Eyll“ sei als ASB zu klein für eine Siedlungsbereichdarstellung und dazu nicht kompakt mit dem Kernbe-

reich verbunden“. 

Diese Aussage hat es ja nun in sich! Vor allem wohl der kanalisierte Blickwinkel hinsichtlich der tatsächlich vorliegen-

den allseits bekannten Historie, Geographie und der Einwohnerentwicklung in genau diesem Teil der Gemeinde Ker-

ken. 

Historisch nachweisbar im Jahr 1969 zur Neugründung der Gemeinde Kerken die zwingende Vorgabe der „Grün-

dungsväter“, alle Ortsteile weiterzuentwickeln, dabei keinen Ortsteil zu bevorzugen. Explizit die Einbeziehung „Eyll“ 

durch ein Aufeinanderzuwachsen der damaligen Dorfkerne Nieukerk und Aldekerk, die sich dann, und das wird die 

Bezirksregierung Düsseldorf überraschen, in „Eyll“ als den verbindenden Ortsteil treffen sollten. Historisch belegbar 

auch, dass genau diese Vorgabe per Ratsbeschluss aus 1969, die übrigens nicht außer Kraft gesetzt ist, durch die 

Gemeinde Kerken und auch mit dem Wissen der Bezirksregierung in den letzten Jahrzehnten einfach nicht umgesetzt 

wurde. 

Auch geographisch erkennbar, dass Nieukerk südwestlich und nordwestlich und Aldekerk in südwestlicher Richtung 

ausgedehnt wurde und nun überproportional bis Obereyll erweitert werden soll. 

Und „Eyll“, mit aktuell 2.064 Einwohnern als größte Gemarkung der Gemeinde Kerken? 

In dem Zusammenhang kommen wir jetzt wieder auf das „Straßendorf“. Das haben wir in den Ausführungen der Be-

zirksregierung Düsseldorf bzw. durch XXX schmerzlich vermisst. Auch hierzu haben wir geschrieben, es ist bekannt 

und da sind wir wieder historisch unterwegs, sind die meisten heutigen Dorfkerne aus Straßendörfern durch künstliche 

Verknüpfung und Abrundung weiterentwickelt zu heutigen Haufendörfern und jetziger Blüte erwachsen. Weil sie sich 

so entwickeln konnten, weil man sie so entwickelt hat. 

nicht das Gewicht, 

zu einem geänder-

ten Entwurf zu füh-

ren. 
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„Eyll“ ist landwirtschaftlich geprägt. Vorwiegend auch der Bereich „Niedereyll“. Auch hier gibt es die Entwicklung des 

allmählichen Höfesterbens und damit Leestände, Verwahrlosung und ein Auseinanderreißen des Gemeindegebietes. 

Dazu übrigens selbst heute noch die Tatsache, dass die einstmals miteinander verfeindeten Nieukerker in ihrem „Ar-

beiterdorf“ und die Aldekerker in ihrem „Händlerdorf“ belegbar bis heute noch nicht vollends zusammengewachsen 

sind (Quelle Archiv Kerken). 

Zum Thema: „Mehr Wohnraum an der Rheinschiene“ und dem angekündigten „Zuzugdruck“ haben wir bei einer ge-

wünschten Ausweisung „Eyll“ als ASB argumentiert, dem zuzuarbeiten durch eine vorsichtige, den tatsächlichen An-

forderungen entsprechende Entwicklung. Schließen der vorhandenen Baulücken entlang der Eyller Straße und Umbau 

nicht mehr funktionierender Höfe und Stallungen in Wohnraum. Hier werden die „Eyller“ maßgeblich benachteiligt. 

Jüngstes Beispiel hier der Antrag eines Bürgers zum Bau eines Vierfamilienhauses an der Bruchseite. Erwartungsge-

mäß abgelehnt in einem § 34er BauGB-Gebiet. Erlaubt dann dagegen nur privilegierte Alterswohnsitze in beliebiger 

Ausdehnung, in den meisten Fällen zur Vermietung oder von den Kindern der Landwirte bewohnt. 

Natürlich wird durch die Regionalpanungsbehörde auch in der Sache Wochenendhausgebiet „Eyller See“ eine ableh-

nende Empfehlung an den Regionalrat weitergegeben. Zur Wahrheit gehört auch, dass wir mit der Umwidmung „Eyll" 

in einen ASB den Anschluss und damit die Dauerwohnberechtigung in der Wochenendhaussiedlung erreichen wollten. 

Das ist legitim. 

Denn auch wir wissen, dass der Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (SVR) seit 1975 seine Kompetenz der Landes-

planung an den Bezirksplanungsrat in Düsseldorf, den Regierungspräsidenten, abgeben musste. Und damit die Ver-

antwortung für die Raumbeobachtung des Planungsgebietes Düsseldorf und dessen Überwachung nach § 9 ROG 

übernommen hat. Hier in Kerken hat sich seit 1987 eine andere Sachlage ergeben, welche eine längst überfällige und 

seit jeher mögliche Ausnahme von einem festgelegten Ziel und einen Abwägungsprozess für Kerken erfordert. 

„Das die Wochenendhaussiedlung zu weit von der Ortslage entfernt sei" hat XXX und damit die Bezirksregierung übri-

gens in einem Atemzug mit der Ablehnung des Ortsteils „Eyll" als ASB geäußert. 

Die Bezirksregierung wird also so wie beschrieben ihre Empfehlung an Sie aussprechen. Darin erkennbar und das 

deckt sich mit unseren Erfahrungen zum hier seit über 25 Monaten vorliegenden Sachverhalt, seltsame Behanhichkeit 
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in ihren einmal festgelegten Positionen. Und unbestreitbar das Talent, jeder noch so fundierten Argumentation flexibel 

in der Auslegung entgegen zu treten und zu zerreden. Einmal ist dann der Ortsteil Eyll eben zu groß, dann wieder zu 

klein oder eben nicht hinreichend kompakt genug mit dem Kernbereich verbunden. 

Natürlich verfolgt die Verwaltung hier in Kerken, zuvorderst der hiesige Bürgermeister, mit ihren Planungen andere 

Ziele zur 1. Regionalplanänderung. Ziele, die sich aber „Eyll" betreffend, von den Vorstellungen der im Gemeinderat 

vertretenen politischen Fraktionen und einer Mehrzahl der Bürger hier, nicht zuletzt der „Eyller", deutlich abhebt. Wir 

begrüßen natürlich die wohl überaus guten Kontakte der Kerkener Verwaltung zur Bezirksregierung. In den Gesprä-

chen mit ihr ist dann ja auch immer im Hintergrund die Stimme Kerkens deutlich wahrnehmbar. 

Und öffentlichkeitswirksam den Bürger beteiligen: Ja, aber bitte nur als Zaungast! 

Es gibt durchaus ernstzunehmende Stimmen, die voraussagen, dass dieses Land nach der jetzigen Krise nicht mehr 

dasselbe sein wird. Gesellschaftlich nicht und absehbar wirtschaftlich auch nicht. Gerade letzteres wird für die Zukunft 

neue und damit andere Entscheidungen nötig machen. Auch hier in Kerken und nicht zuletzt auch für Eyll. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

 
Ö-2020-03-19-A   Wuppertal 

Dokument 261438/2020 

Hinweise: 
 Diverser weiterer Mailverkehr in Akte 

 

01 Guten Abend, 

 

mit Entsetzen habe ich von dem Bebauungsplan für die Marpe gehört. Es kann doch nicht wahr sein, dass dieses Ge-

biet im Angesicht der Klimakatastrophe bebaut werden soll! Wird diesem Vorhaben stattgegeben, ist dies für mich ein 

weiterer Beweis von Ignoranz und Verantwortungslosigkeit. 

 

Die Stellungnahme 

ist nach Ablauf der 

Beteiligungsfrist ein-

gegangen. Die be-

nannten Aspekte 

führen in ihrer All-

gemeinheit nicht zu 

einer anderen regio-
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https://marpe-fuer-alle.de/argumente/ 

 

Mit freundlichen Grüßen 

nalplanerischen Be-

wertung. 

 

 
Ö-2020-03-19-B   Wuppertal 

Dokument 261625/2020 

Hinweise: 
  

 

01 Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit untenstehender Mail vom 28.02.2020 hatten wir Sie umfassend über unsere Einwendungen gegen eine Auswei-

sung der Fläche W_17 als ASB informiert. Zudem hatten wir Sie zu einer gemeinsamen Flächenbegehung am 

11.03.2020 eingeladen. 

Leider haben sich aus Ihrem Kreis nur die Wuppertaler Regionalratsmitglieder XXX (LINKE), XXX (SPD) und XXX 

(CDU) auf den Weg zu unserer Veranstaltung gemacht. 

Hingegen wurde die große Solidarität von Anwohnern und Bürgerschaft mit unserer Interessengemeinschaft durch die 

Teilnahme von (nach Angaben der Polizei) 300 Mitbürgern deutlich. Entsprechende Artikel aus der örtlichen Presse 

anbei. 

Schade, dass Sie nicht dabei waren, sonst hätten Sie die Stimmung vieler Wuppertaler Bürger bei Ihren Entscheidun-

gen im Planungsausschuss und Regionalrat berücksichtigen können. 

Wir möchten Ihnen nun mitteilen, dass wir unsere Bemühungen, die Ausweisung des Regionalplan-Entwurfes zu ver-

hindern, intensivieren werden. Wir werden Sie in Kürze über unsere nächsten Vorhaben (Termin mit Oberbürgermeis-

terkandidaten und anderen Politikern, weitere Begehungen und Veranstaltungen im Bereich Marpe - soweit Corona 

das zulässt) informieren. Wir laden Sie hiermit schon herzlich dazu ein, werden Ihnen aber noch gesonderte Einladun-

gen zu den einzelnen Veranstaltungen zukommen lassen. 

Uns wurde gerüchteweise zugetragen, dass es aus Ihrem Kreis Bestrebungen geben soll, Corona-bedingt den Regio-

Den Bedenken, dass 

der Regionalrat oh-

ne vorherige Bera-

tung im PA einen 

Beschluss fasst, 

wird nicht gefolgt, da 

die Durchführung 

der Ausschüsse 

nach LPlG nicht 

zwingend erforder-

lich sind. Eine inhalt-

liche Beratung kann 

im Rahmen der Re-

gionalratssitzung 

erfolgen. 

 

Die weitere Stel-

lungnahme ist nach 

Ablauf der Beteili-
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nalrat ohne vorherige Sitzung des Planungsausschusses über den Regionalplan abstimmen zu lassen. Diese Hand-

habung können wir nicht akzeptieren, da wir gerade bei einer neuerlichen Diskussion im Planungsausschuss auf eine 

neue Gewichtung unserer Argumente hoffen. 

Ob darüber hinaus diese formale Abkürzung einer rechtlichen Prüfung standhält, ist überaus fraglich. 

Aus rechtlichen Bedenken sowie der erforderlichen Vor- und Fürsorge für alle Bürger*innen und Ihre Mitarbeiter*innen 

fordern wir Sie hiermit eindringlich auf, die Planungsausschusssitzung am 25.03.2020 und die Regionalratssitzung am 

02.04.2020 abzusagen und zu verschieben. 

Ein Beschluss über den Regionalplan kann auch in einer späteren Sitzungsfolge unproblematisch nachgeholt werden. 

Die sich aufgrund der Corona Krise zuspitzende Infektionsentwicklung, gerade in NRW und die Gesundheitsvorsorge 

für die Regionalrats- und Verwaltungsmitarbeiter*innen lassen u.E. keine andere Vorgehensweise zu. Wir verweisen 

zudem auf das Vorgehen vergleichbarer Gremien und der jeweiligen Verantwortlichen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Für die Interessengemeinschaft MARPE FÜR ALLE 
 

 

 

Von: XXXXXXXXXXXXXXXXX 

Gesendet: Freitag, 28. Februar 2020 15:10 

An    

Betreff: Erste Änderung des RPD, Fläche W_17, Einladung zur Flächenbegehung 

 

Erste Änderung des Regionalplanes Düsseldorf 

Beabsichtigte Ausweisung der Fläche W_17 (Adolf-Vorwerk-Straße, Wuppertal) als Allgemeiner Siedlungsbereich (ASB) 

gungsfrist eingegan-

gen. Die benannten 

Argumente sind aus 

anderen Stellung-

nahmen im Beteili-

gungszeitraum be-

kannt und führen 

gemäß den entspre-

chenden Abwä-

gungsvorschlägen 

zu den fristgemäßen 

Stellungnahmen in 

den Themen- und 

Kommunaltabellen 

nicht zu einer Ände-

rung des Planungs-

entwurfs oder zu 

anderen regional-

planerischen Bewer-

tungen.  
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in der o. a. Ersten Änderung des Regionalplanes ist die Fläche W_17, eine ca. 18 ha große Freifläche in der Marpe, oberes Mur-

melbachtal, mit dem Ziel der Ausweisung als ASB dargestellt. 

 

Die derzeitige Nutzung der mäßig bis stark geneigten, in den Talkessel und Quellbereich des Marper Baches / Murmelbaches 

abfallenden Hangflächen, besteht aus von Schafen beweidetem Grünland. In die Wiesen sind kleine Streusiedlungen und diverse 

Gehölzstrukturen eingebettet. Das Gebiet weist gut ausgebaute Spazier- und Wanderwege auf und wird intensiv für die Naherho-

lung genutzt. 

 

Wir, die Interessengemeinschaft MARPE FÜR ALLE, besteht aus derzeit ca. 1.000 Anwohnern und Bürgern der angrenzenden 

Stadtbezirke Barmen-Süd, Hochbarmen, Heckinghausen, Konradswüste, Toelleturm, Lichtscheid und Ronsdorf. Wir sehen uns in 

der Tradition der Bürgervereine des vor-vorigen Jahrhunderts, die – als die einzelnen Stadtteile der später gegründeten Stadt 

„Wuppertal“ in die Fläche expandierten – Weitsicht bewiesen, indem sie Interessengemeinschaften mit dem Ziel gründeten, große 

Freiflächen vor Bebauung zu schützen und den erholungssuchenden Bürgern zur Verfügung zu stellen. Die damals gesicherten 

Freiflächen werden noch heute von den Verschönerungsvereinen betreut und bilden im Verbund mit weiteren Freiflächen das 

Rückgrat der Grünanlagen in Wuppertal. 

 

Unsere Interessengemeinschaft hatte bereits im Rahmen der Einspruchsfristen Einwendungen gegen die geplante Ausweisung 

dieser Fläche erhoben. Dennoch – auch nach einer ablehnenden Stellungnahme der Stadt Wuppertal - scheint die Fläche W_17 

auch nach der 2. Offenlage weiterhin im Regionalplan als ASB ausgewiesen zu sein. Daher möchten wir Ihnen unsere Argumente 

noch einmal kurz nahebringen. 

Der Mailfassung dieses Briefes sind die ausführlichen Einwendungen als Anhänge beigefügt. Zudem finden Sie eine ausführliche 

Darlegung unserer Argumente unter www.marpe-fuer-alle.de 

Gegen die geplante Ausweisung und damit verbundene flächige Versiegelung wenden wir uns u. a. mit folgenden Argumenten: 
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1. Die Bedarfsberechnung für Wuppertal für die Wohnbebauung ist nicht korrekt; 

2. In Wuppertal besteht bei einem Leerstand von ca. 11.000 Wohnungen kein Erfordernis für eine Bebauung von Freiflächen; 

3. Eine Bebauung würde zur Zerstörung eines historischen und naturnahen Landschafts- und Ortsbildes in Talkessellage 

führen und statt dessen städtisches Ortsbild erzeugen; 

4. Rechtsgültige Ausgleichsmaßnahmen für die JVA Ronsdorf (wie bspw. das Schwalbennisthaus) würden zerstört bzw. 

bzgl. ihrer Funktionen ad absurdum geführt; 

5. Flächige Bebauung / Versiegelung würde den Quell- / Einzugsbereich des Marper Baches / Murmelbaches zerstören so-

wie das unmittelbar angrenzende „NSG Murmelbachtal“ erheblich beeinträchtigen; 

6. Als Folge einer flächigen Versiegelung würde das Fließgewässer Marper Bach / Murmelbach in niederschlagsarmen Zei-

ten trocken fallen und bei Starkregenereignissen zu Hochwasser-spitzen in Heckinghausen führen; 

7. Flächige Überbauung würde dem ortsansässigen Schäfer seine Existenzgrundlage entziehen, da die Schafe die Marper 

Fettwiesen als ergänzende Nahrungsquelle benötigen; 

8. Eine Bebauung würde einen erheblichen Verlust von Erholungsqualität bedeuten, da viele Erholungssuchende von der 

Adolf-Vorwerk-Straße aus den Blick in die unverbaute Bergische Kulturlandschaft („Natur“) genießen. Die Adolf-Vorwerk-

Straße ist v. a. infolge ihrer ebenen Wegeführung für die Erholung mobilitätseingeschränkter Menschen ideal, zumal das 

Gebiet mit Ausflugslokalen versehen ist; 

9. Eine Bebauung würde den Naherholungsverbund aus Barmer Anlagen, Rhododendronpark, Barmer Wald, Scharpena-

cken, Ronsdorfer Anlagen erheblich verkleinern; 

10. Flächige Überbauung würde wertvolle landwirtschaftliche Böden mit hohen ökologischen Funktionen zerstören; 

11. Flächige Überbauung würde Kalt- und Frischluftentstehungsflächen zerstören und den Klima-wandel durch vermehrtes 

Aufheizen verstärken; 

12. Flächige Überbauung würde hochwertige Flächen für den Arten- und Biotopschutz zerstören; 

13. Flächige Versiegelung würde die Grundwasserneubildung erheblich verringern. 

 

Deshalb appellieren wir an Sie: unterstützen Sie uns bei unseren Bemühungen in der Tradition unserer Bürgervereine, 

wertvolle Freiflächen für erholungssuchende Bürger und zur Sicherung der ökologischen Funktionen zu erhalten!  
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Wir gehen davon aus, dass Sie sich vor Ort noch kein Bild von den Freiflächen in ihrem derzeitigen Zustand gemacht haben. Da-

her laden wir Sie persönlich zu einer gemeinsamen Flächenbegehung am Mittwoch, den 11.03.2020, 17.00 Uhr ein. Treffpunkt: 

Toelleturm, Einmündung der Hohenzollern-straße in die Adolf-Vorwerk-Straße. 

 

Wir freuen uns über Ihre positive Rückmeldung und stehen für Rückfragen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

für die Interessengemeinschaft MARPE FÜR ALLE 

XXXXX 
 
 
 

 

 
 

 
Ö-2020-03-25-A   Kerken 

Dokument 262085/2020 

Hinweise: 
 Nachtrag zu Ö-2020-03-17-A 

 

01 Sehr geehrte Damen und Herren, anbei sende ich Ihnen ein Schreiben plus Anlagen der Fraktion Bürgervereinigung 

Kerken zur 1. Änderung des Regionalplans. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Sehr geehrter XXX, 

Die hier erneut auf-

geführten Argumen-

te führen gemäß den 

bisherigen Abwä-

gungsvorschlägen 

zu den fristgemäßen 

Stellungnahmen in 

den Themen- und 

Kommunaltabellen 
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sehr geehrter XXX, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

im Zuge des Verfahrens zur 1. Änderung des Regionalplanes unter dem Leitziel „Mehr Wohnbauland am Rhein“ sollen 

in unserer Gemeinde weitreichende Siedlungsentwicklungen angestoßen werden. Dies hat wesentlichen Einfluß auf 

die bisherigen gemeindlichen Vorstellungen und Planungen zu einer maßvollen Erweiterung der Wohnbauflächen und 

damit auch erträglichem und integrierbarem Zuwaches von Neubürgern. 

Die bisherigen Veröffentlichungen (Steckbriefe) werden vom Gemeinderat fraktionsübergreifend grundsätzlich begrüßt. 

Unseres Erachtens ergeben sich hierbei allerdings notwendig verbundene weitere Entwicklungsmaßnahmen im Be-

reich der Gemarkung Eyll mit der Ortslage Eyll als verbindendes Element der Kernortsteile Aldekerk und Nieukerk. 

Historisch wurde bei der Gründung der Gemeinde Kerken das Leitziel eines langfristigen Zusammenwachsens der 

Ortsteile Aldekerk und Nieukerk festgelegt und ist bis heute gültig. Die Ortslage Eyll, bestehend aus den Ortsteilen 

Niedereyll und Obereyll, sollte hierbei als verbindender Siedlungsbereich weiter entwickelt werden. 

Durch die massive südwestliche Entwicklung des Ortsteiles Aldekerk würde Obereyll in die Siedlungsfläche Aldekerks 

aufgehen. Daher halten wir es für erforderlich und dringend geboten, zeitgleich auch den Siedlungsbereich Niedereyll 

bis hin nach Nieukerk als allgemeines Siedlungsgebiet (ASB) auszuweisen. Hierbei sollte auch das seit über 30 Jah-

ren dauerhaft bewohnte Wochendhausgebiet „Eyller See“ an den ASB angeschlossen bzw. im Bestand als Wohnbe-

bauung gesichert werden. (Hierbei handelt es sich allein um 103 Wohneinheiten als freistehende Einfamilienhäuser). 

Es wäre dem Leitziel „Mehr Wohnbauland am Rhein“ völlig zuwiderlaufend, wenn auf der einen Seite angrenzend 

massiv Wohnbauland entwickelt werden soll und im gleichen Atemzug bestehendes Wohnbauland vernichtet wird so-

wie eine langfristige gewollte Gemeindeentwicklung im Bereich Eyll nicht berücksichtigt würde. 

Dementsprechend sind seitens der Gemeindeverwaltung / des Bürgermeisters der Gemeinde Kerken und unterstüt-

zend der Ratsfraktionen schon viele einzelne Gespräche in Bezug auf die Sicherung des Wohngebietes / Wochend-

hausgebietes „Eyller See“ geführt worden. Wir sehen die große Chance im Zuge der 1. Änd. des RPD endlich die Ge-

nicht zu einer Ände-

rung des Planungs-

entwurfs oder zu 

anderen regional-

planerischen Bewer-

tungen. Die übrigen 

Ausführungen wer-

den zur Kenntnis 

genommen.  

Insgesamt haben die 

Ausführungen in der 

Stellungnahme in 

Relation zu den aus 

den Unterlagen zur 

RPÄ ersichtlichen 

Argumenten für die 

geplante Darstellung 

nicht das Gewicht, 

zu einem geänder-

ten Entwurf zu füh-

ren. 
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meindeentwicklung unter Koordination der aktuellen und historischen Leitziele ganzheitlich weiterzuentwickeln und den 

maximalen Nutzen sicherzustellen. 

Wir bitten daher die bisher gefühlt vorbehaltliche Haltung der Bezirksregierung D‘dorf neutral mit den o.g. Entwick-

lungspotenzialen zu vergleichen und hoffen auf eine positive Berücksichtigung der eingebrachten Vorschläge der Ge-

meinde Kerken und der Ratsfraktionen zur Anpassung der Entwicklungsbereiche. 

Ferner bitten wir höflich, dieses Schreiben mit Anlagen bei der verlegten 

77. Sitzung des Planungsausschusses (PA) und der 

80. Sitzung des Regionalrates (RR) 

öffentlich zu machen und in die Debatte mit einzubeziehen. 

Vielen Dank 

Mit freundlichen Grüßen 
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01 Sehr geehrte Damen und Herren, 

leider können wir keine adäquate Form der Bürgerbeteiligung im Rahmen der Vorbereitungen auf die 1. Änderung des 

RPD feststellen. Eingaben werden entgegengenommen, veröffentlicht und mit dem Hinweis versehen „zur Kenntnis 

genommen“. 

Dies reicht unseres Erachtens weder aus noch ist es rechtskonform mit den Vorschriften des Landesplanungsgesetzes 

NRW in §19 Abs. (3). Hier heißt es: 

„(3) Nach Ablauf der Frist zur Stellungnahme sind in der Regel die fristgemäß eingegangenen Stellungnahmen der 

öffentlichen Stellen und der Personen des Privatrechts nach § 4 Raumordnungsgesetz mit diesen zu erörtern; von 

einer Erörterung kann abgesehen werden, wenn den Stellungnahmen in vollem Umfang entsprochen wurde oder die 

Beteiligten auf eine Erörterung verzichtet haben. Ein Ausgleich der Meinungen ist anzustreben. Die Regionalpla-

nungsbehörde unterrichtet den Regionalrat über alle fristgemäß eingegangenen Stellungnahmen und über das Ergeb-

nis der Erörterung. Der Bericht muss die Anregungen, über die keine Einigkeit erzielt wurde, aufzeigen.“ 

Quelle: 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_detail?sg=0&menu=1&bes_id=7530&anw_nr=2&aufgehoben=N&det_id=452502 

Zumindest zu unserer Eingabe Ö-2020-01-16-W Wuppertal - Dokument 34544/2020 - veröffentlicht auf Seite 1548-

1550 unter: 

http://www.brd.nrw.de/planen_bauen/regionalplan/pdf_rpd_aen/01rpdaen_Anlage_7_Synopse_12-03-20.pdf 

hat keinerlei Erörterung stattgefunden. Auch haben wir hierauf nicht verzichtet. Dies ist unserer Auffassung nach 

rechtsfehlerhaft und lässt eine verfahrenskonforme Verabschiedung durch den Regionalrat am 08.05.2020 nicht zu. 

Sollte es dennoch zu einer entsprechenden Beschlussfassung kommen, werden wir diesen Aspekt juristisch einge-

hend prüfen lassen und auch die Handhabung von Eingaben anderer Stellen diesbzgl. eruieren. 

Präferieren würden wir allerdings eine rechtskonforme Vorgehensweise mit der gesetzlich geforderten Erörterung 

(gerne im Plenum mit allen betroffenen Verfahrensbeteiligten) und dem hier geforderten Ausgleich der Meinungen – 

Die hier kritisierte 

Bürgerbeteiligung ist 

nach den gesetzli-

chen Vorschriften 

durchgeführt wor-

den. Die Kritik wird 

zurückgewiesen. Die 

Erörterungen fanden 

als nicht-öffentliche 

Veranstaltungen nur 

mit den gesetzlich 

vorgesehenen Per-

sonen statt. Dies 

sind ausschließlich 

öffentliche Stellen 

und Privatrechtsper-

sonen, die in ihrem 

(öffentlichen) Aufga-

benbereich betroffen 

sein könnten. Siehe 

hierzu auch das Ur-

teil des VG Köln 

vom 02.08.2016 – 

14 K 7394/13. 

Die übrigen Ausfüh-

rungen werden zur 
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ganz im Sinne der Antwort von Herrn Brügge an uns auf unser letztes Schreiben an die Mitglieder des Regionalrates: 

„Bleiben auch Sie gesund und üben wir den für den ein demokratisches Gemeinwesen notwendigen Respekt für un-

terschiedliche Ansichten und Meinungen. 

MfG – Ihr Dirk Brügge – Geschäftsführer der CDU-Fraktion im Regionalrat Düsseldorf“ 

Ich grüße Sie freundlich, 

Kenntnis genom-

men.  

 

 

 
 
 

 Ö-2020-05-05-A   Wuppertal 

Dokument 312303/2020 

Hinweise: 

  

 

01 Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Bevölkerung bringt der Politik in der aktuellen, existentiellen Krise zu Recht viel Vertrauen entgegen. Die Bürger 

akzeptieren zu großen Teilen den für alle einschneidenden Lockdown, der die persönlichen Rechte enorm beschränkt. 

Gleichwohl ist zum Höhepunkt der Epidemie eine Regionalratssitzung angesetzt worden, in der die 1. Änderung des 

Regionalplans verabschiedet werden soll. 

Es drängt sich unweigerlich der Eindruck auf, dass die Corona-Krise missbraucht wird, um Entscheidungen, die dem 

Willen eines großen Teils der hiesigen Bevölkerung entgegenstehen, im Handstreich durchzusetzen; jedem ist klar, 

dass in dieser Situation Meinungsbekundungen wie z.B. Demonstrationen nicht stattfinden können. 

Das Vertrauen, das die bundesweite Politik so nötig braucht, verspielen Sie auf regionaler Ebene mit dieser Aktion 

inmitten der Krise leichtfertig und unnötig. 

Die Synopse der Anregungen der Öffentlichkeit zeigt, wie viel Kritik aus der Bevölkerung an der 1. Änderung des Re-

gionalplans kommt. Die hier größtenteils unkommentierten Stellungnahmen haben die Verfasser viel Zeit und Mühe 

gekostet, was deren Bedeutung für die Bürger zeigt. 

Sie betonen immer wieder die Bürgerbeteiligung – wenn Sie die Bürgerbeteiligung wirklich wollen, dann müssen Sie 

Die Stellungnahme 

wird zur Kenntnis 

genommen. Die Kri-

tik an der „Informati-

onspolitik“ wird zu-

rückgewiesen. Die 

Verwaltung hat ne-

ben der üblichen 

Informationsangebo-

ten der Bürgerbetei-

ligung in Telefonaten 

und erklärenden 

Emails auch dem 

hier stehen Einwen-

der alle Fragen zur 

ersten Änderung 
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diese auch zulassen, alles andere sind Lippenbekenntnisse. 

Dies fängt bereits bei der Informationspolitik an: mit den heutigen Möglichkeiten können Sie jeden Bürger informieren, 

aber so wie Sie informieren, wissen bis heute die wenigsten Bürger von der geplanten 1. Änderung des Regionalplans. 

Die Ankündigung zu der Regionalratssitzung steht nicht auf der Seite, die über die 1. Änderung des Regionalplans 

informiert, sondern nur unter „Sitzungen des Regionalrats" zusammen mit den entsprechenden Unterlagen. 

In meiner Stellungnahme zu der Fläche W_17 habe ich nachgewiesen, dass die Bedarfsberechnung für Wuppertal und 

die Punktberechnung für die ökologische Verträglichkeit falsch sind. Beide Punkte konnten von Ihnen nicht widerlegt 

werden, trotzdem bleibt alles unverändert stehen. Wuppertal hat außerdem den höchsten Leerstand an Wohnungen 

(über zehntausend Wohnungen), wird aber bei der Ausweisung von Siedlungsflächen mehr als andere Städte und 

Kreise belastet. 

Für den Umbau zur ökologischen Landwirtschaft werden mehr Flächen benötigt als jetzt und wir hatten 2018 auf 

Grund der Trockenheit schon zu wenig Flächen, um alle Tiere noch zu ernähren. Die Heupreise haben sich in den 

letzten Jahren verdoppelt. 

Wenn Sie wirklich Klimaschutz wollen, müssen Sie die Vegetation als den primären CO2-Umwandler erhalten. 

Ich beschwere mich ausdrücklich über diese Unehrlichkeit beim Umgang mit Bürgerbeteiligung und Arten-, Natur- und 

Klimaschutz. Darüber, dass Sie die 1. Änderung des Regionalplans in dieser Form unterstützen und damit eine andere 

Meinung als ich haben, beschwere ich mich nicht, darüber bin ich traurig. 

Ich nehme nicht an, dass Sie bei der Kommunalwahl auf Ihre Plakate und in Ihr Wahlprogramm den Satz der Steck-

briefe, "Die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen werden aufgrund des hohen Wohnbauflächenbedarfes 

im Wege der planerischen Abwägung in Kauf genommen", aufnehmen. 

Im Übrigen: „Bezahlbarer Wohnraum“ wird auf keiner dieser Flächen geschaffen. 

Mit freundlichen Grüßen 

beantwortet und 

Anstoß zur Beteili-

gung gegeben. Ent-

gegen der in der 

Stellungnahme ge-

machten negativen 

Einschätzung zum 

„Umgang mit Bür-

gerbeteiligung und 

Arten-, Natur- und 

Klimaschutz“ sind im 

Rahmen der ersten 

Änderung diese As-

pekte transparent 

und offen erarbeitet 

worden. Vor dem 

Hintergrund der ge-

machten Alterna-

tivenprüfung (u.a. 

Ranking) und des 

LEP-Ziels der be-

darfsgerechten Sied-

lungsentwicklung 

besteht keine er-

kennbare Alternative 

als die, dass vo-

raussichtliche Um-
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weltauswirkungen im 

Rahmen der planeri-

schen Abwägung 

durch den Regional-

rat in Kauf genom-

men werden. Auf die 

entsprechenden 

Ausführungen in der 

Begründung und in 

der Kommunal- und 

Thementabelle wird 

verwiesen.  

Auf die anstehende 

Regionalratssitzung 

wurde und wird 

sachgerecht an pas-

sender Stelle auf 

den Internetseiten 

der Bezirksregierung 

hingewiesen und sie 

ist auch öffentlich. 

Auf den Infektions-

schutz wird geach-

tet. 

Die weiteren mit der 

Stellungnahme the-
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matisierten Belange 

sind – soweit regio-

nalplanerisch rele-

vant - bereits sach-

gerecht in die Unter-

lagen zum Aufstel-

lungsbeschluss ein-

gegangen. Darüber 

hinaus wird die Stel-

lungnahme zur 

Kenntnis genom-

men.  

Insgesamt haben die 

Ausführungen in der 

Stellungnahme in 

Relation zu den aus 

den Unterlagen zur 

RPÄ ersichtlichen 

Argumenten für die 

geplante Darstellung 

nicht das Gewicht, 

zu einem geänder-

ten Entwurf zu füh-

ren. 
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01 Sehr geehrter Herr Landrat Petrauschke, 

sehr geehrter Herr Hildemann, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

mit unseren Stellungnahmen und unseren Anregungen zur 1. Regionalplanänderung haben wir im Rahmen der ja wohl 

durchaus „erwünschten Bürgerbeteiligung" unseren Beitrag zur Ihrer Anforderung für „Mehr Wohnbauland am Rhein" 

geleistet. 

Dazu: Der Antrag der Fraktionen der CDU, SPD, BVK in der Stellungnahme der Gemeinde Kerken (Die Gemeinde 

Kerken unterstützt diesen Bürgerantrag und hat ihn zum Bestandteil der Beschlussfassung der Stellungnahmen ge-

macht — V-1117-09-26/04). 

Eilantrag der BVK-Fraktion vom 14.03.2020 an den Rat der Gemeinde Kerken, z.Hd. Herrn Bürgermeister Möcking, 

mit der Bitte, zur Zielerreichung s.o. im laufenden Verfahren über das normale verwaltungstechnische Handeln hinaus 

proaktiv zu werden. 

Anmerkung: Aufgrund COVID-19 ist es nicht mehr zu der Bau-, Umwelt- und Planungsausschusssitzung am 

17.03.2020 in Kerken gekommen und wird erst im Mai nachgeholt. 

Rückantwort des Herrn Bürgermeisters Möcking vom 18.03.2020 mit der Ankündigung, sich persönlich beim Vorsit-

zenden des Regionalrates und der Bezirksregierung für die Schaffung der landesplanerischen Voraussetzungen zur 

Zulässigkeit einer dauerhaften Wohnnutzung im Wochenendhausgebiet einsetzen zu wollen. 

Schreiben des Wohnpark Eyller See e.V. vom 17.03.2020 an den Regionalrat und den Planungsausschuss. 

Schreiben der BVK-Fraktion an den Regionalrat und Planungsausschuss vom 24.03.2020. 

Für uns endet die „Bürgerbeteiligung" nun nicht mit Antragstellung und Aufstellungsbeschluss. Wir erlauben uns gera-

de diesen in wesentlichen Punkten noch vor der 80. RR-Sitzung am 08.05.2020 zu kommentieren bzw. unsere Ein-

Das Schreiben mit 

den Ausführungen 

wird zur Kenntnis 

genommen. Die As-

pekte und Argumen-

te zur Ausweitung 

eines Siedlungsbe-

reiches auf das Wo-

chenendhausgebiet 

„Eyller See" sind 

auch in früheren 

Stellungnahmen 

vorgebracht worden. 

Siehe hierzu die 

Kommunaltabelle 

Kerken. Alle weite-

ren Aspekte werden 

zur Kenntnis ge-

nommen, führen 

aber nicht zu einer 

Änderung des Pla-

nungsentwurfs oder 

zu anderen regio-

nalplanerischen Be-

wertungen. So ist 

z.B. die Forderung 

nach einer koordi-
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wendungen im Vorlauf zu dieser Sitzung vorzubringen. 

Schon in 2019 wurde uns nach unserer 1. Stellungnahme zur ersten Beteiligungsrunde von der Bezirksregierung auf 

Nachfrage signalisiert, dass die durch uns angeregten Flächenideen wohl hinsichtlich ihrer Ausdehnung als zu groß 

beurteilt werden. 

UNS hat das dann veranlasst, zur zweiten Beteiligungsrunde die von uns favorisierten Flächenideen auf einen mög-

lichst eng begrenzten Raum zu reduzieren. Und damit wären wir bei unseren Einwänden gegen den Aufstellungsbe-

schluss! 

Er bestätigt in seinen Aussagen voll umfänglich die in unserem Schreiben vom 17.03.2020 an den Regionalrat und 

den Planungsausschuss gerichteten Bedenken und Befürchtungen. Vorhersehbar und damit berechenbar durch eine 

bereits über 25 Monate andauernde konstante Verweigerungshaltung zum Sachverhalt. 

Das Schreiben vom 17.03.2020 liegt Ihnen vor, wir hatten dazu ja um Veröffentlichung gebeten und wir empfehlen es 

nochmal diesem jetzigen Schreiben zuzuordnen. 

Zusätzlich müssen wir dann noch die Sinnhaftigkeit des Beschlusses zu den Anregungen der Gemeinde Kerken zu 

ihren Flächenideen KLE_Ker_02 anzweifeln. Flächenideen, denen trotz nachvollziehbarer Kritik zu einer Verdoppelung 

und absehbaren Überforderung der bestehenden Siedlung gefolgt wird. Das wird dann der gemeindlichen Planung 

überlassen. Auch hierbei ergibt sich dann die Frage nach dem endogenen Bedarf. Fragwürdig dann, wenn die Fläche 

laut Ranking geeignet erscheint. Flächenausdehnung zu groß, endogener Bedarf, Infrastruktur und Grundversorgung 

nicht vorhanden bzw. unterentwickelt, stellen dagegen bei anderen Flächenideen Ausschlussgründe dar. 

Die Bewertung, was Meldebehörden wissen mussten oder nicht, die unterstellte Naivität bis hin zur Einfältigkeit beim 

Kauf der Immobilien hier, wollen wir hier seriöserweise nicht kommentieren. Die Aussagen: Worte des Trostes zur 

Stichtagsregelung, sind unwahr. Auch für die „Vor-Stichtags-Illegalen" gibt es keinen Bestandsschutz (Quelle: Pla-

nungsamt Kreis Kleve 02/2019). Die geplante „Selektierung" zur Fristenregelung nach Alter, Gesundheitszustand, 

Kontostand und Dauer des vermeintlich rechtswidrigen Dauerbewohnens ist diskriminierend und bedarf zudem einer 

juristischen Bewertung. Damit zum Verweis auf den Erlass. Gemeint sind hier wohl die aus 2008 und 2014 und der 

noch ausstehende, längst überfällige für 2020. Die Erlasse 2008 und 2014 die in den Amtsstuben von Gemeinden, 

nierten, gemeinsa-

me öffentliche Stel-

lungnahme ver-

schiedener Akteure 

nichts, was einem 

Aufstellungsbe-

schluss entgegen-

stehend würde, weil 

auch diese Forde-

rung keinen neuen 

raumordnerischen 

Belang im Sinne von 

Raumnutzungskon-

kurrenenzen dar-

stellt. Darüber hin-

aus ist festzuhalten, 

dass die angespro-

chene zweite Stel-

lungnahme des Ein-

wenders in den Un-

terlagen komplett 

wiedergegeben wor-

den ist. Alle Argu-

mente, die im Rah-

men der ersten Än-

derung, ob eine 

Darstellung als ASB 
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Städten und Kreisen „wirkungslos verpufft" sind, Kontrollverlust bei der Bezirksregierung, haben weitere 10 Jahre die 

unheilvolle Entwicklung gefördert. Wir wollten das an der Stelle nicht so „auswalzen", aber im Aufstellungsbeschluss 

wird auf diese Themen ja auch ausführlich eingegangen. 

Zur Richtigstellung gehört auch: Anlass und Priorität hatte für uns die dringend notwendige Weiterentwicklung des 

Ortsteils Eyll durch Ausweisung als ASB im RPD. Wie von uns beschrieben, längst überfällig und trotz der Forderung 

aus 1969 seit Jahrzehnten durch die Gemeinde Kerken schlichtweg ignoriert. Um dann, und erst dann, den neu aus-

gewiesenen ASB im RPD auf das Wochenendhausgebiet „Eyller See" zu erweitern. So, wie es in Geldern-Walbeck 

und Kalkar-Wissel geschehen ist. Und eben nicht, wie im Aufstellungsbeschluss falsch wiedergegeben: Um das Dau-

erwohnrecht in der zur Rede stehenden Siedlung zu legalisieren, den Ortsteil Eyll in einen allgemeinen Siedlungsbe-

reich umzuwandeln. Das macht dann schon einen Unterschied, den wir an dieser Stelle betont wissen wollen! 

Auch, dass eine Änderung des Wochenendhausgebietes in ein Ferienhausgebiet mit den Zielen des LEP NRW ver-

einbar sein soll, erschließt sich uns nicht. Dazu sagen wir: Eine Festsetzung des Wochenendhausgebietes als Allge-

meines Wohngebiet ist städtebaulich möglich! Schon das ursprüngliche Konzept zum „Erholungsgebiet" hier wurde 

nicht umgesetzt. Die gesetzlichen Anforderungen an ein solches Gebiet, Klima, Attraktivität der Landschaft, Übernach-

tungsmöglichkeiten, Sport- Freizeiteinrichtungen etc., wurden nicht erfüllt. Das bewies ja bereits ein Gutachten aus 

den 1970er Jahren mit der Empfehlung, das komplette Vorhaben in das „Bergische Land" zu verlagern! Hier im Nah-

bereich auch weiterhin nicht umsetzbar, würde eine konzeptionelle Ausdehnung der „touristischen Attraktion" durch 

den Kreis Kleve den aktuellen gesetzlichen Anforderungen, der zentralen Lage für solcherlei Unterfangen, auch wider-

sprechen. So bleibt denn auch Ihr Antrieb zum Festhalten an der „Legende Erholungsgebiet", angesichts der doku-

mentierten Beweislage, für uns ein Geheimnis, oder richtig nachgedacht, auch nicht! 

Damit kommen wir aber jetzt zu dem für uns wesentlichen Punkt unseres Einwandes gegen diesen Aufstellungsbe-

schluss: 

Die inhaltlich unvollständige Wiedergabe unserer Stellungnahme zur zweiten Beteiligungsrunde, zu der optional ange-

regten Flächenidee und damit: 

Den Einbezug der an das Wochenendhausgebiet unmittelbar angrenzenden Hof- und Gartenfläche des Alterswohnsit-

möglich ist oder 

nicht, sind in der 

Kommunaltabelle 

erwogen und bewer-

tet worden. Die übri-

gen Aspekte, bei 

denen es um städ-

tebauliche Fragen 

oder ähnliches geht, 

wurden zur Kenntnis 

genommen.  
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zes an der Eyller Straße mit der dazugehörigen Hofstelle. Von uns dargestellt als „Wirtschaftliche Einheit". 

Um das jetzt nochmal zu präzisieren: Hofstelle und das Anwesen des privilegierten Alterswohnsitzes liegen im § 34er-

Gebiet. Die hinter dem Alterswohnsitz liegende Hof- und Gartenfläche ist damit baurechtlich diesem § 34er-Gebiet 

zuzuordnen und grenzt unmittelbar mit Berührungspunkt an das Wochenendhausgebiet. Der dazwischen liegende 

Landwehrgraben hat als topographische Besonderheit hierauf keinen Einfluss. Die Hoffläche selbst, umzäunt als Gras-

fläche, wird zyklisch 1mal im Jahr vom Spätsommer bis zum Wintereinbruch für die Aufzucht neugeborener Kälber mit 

ihren Muttertieren genutzt. Zumindest in diesem Zeitraum eine artgerechte Nutztierhaltung. Schön anzusehen, wird 

das den Tieren niemand nehmen wollen. 

Damit streben WIR, die Bewohner der Eyller See-Siedlung in Kerken, die Änderung der Nutzung der Wochenendhäu-

ser zum Dauerwohnen in unmittelbarer Nähe einer dörflichen Ortslage an! 

Wir fordern damit gleichzeitig endlich eine öffentliche Stellungnahme zu der Konfliktfläche durch eine Gesamtkoordina-

tion von: 

Regionalrat 

   Planungsausschuss 

Bezirksregierung 

   Kreis 

   Gemeinde 

Wir nehmen vorab nochmal Bezug zur Ebene des Flächennutzungsplanes: 

Gemarkung Eyll / Ortsteil Eyll - ist als §34er Gebiet im FNP der Gemeinde Kerken ausgewiesen und liegt im Innenbe-

reich. 

Gemarkung Eyll / Ortsteil Eyll - ist im FNP durch Bauflächen dargestellt und liegt im Innenbereich. 

Gemarkung Eyll / Ortsteil Eyll - hat im FNP ein Wochenendhausgebiet als Baufläche ausgewiesen und damit liegt das 
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Gebiet im Innenbereich und im räumlichen Zusammenhang mit Niedereyll. 

Und nicht im isolierten Freiraum! 

Dem Aufstellungsbeschluss haben wir entnommen: 

Die Ortslage Eyll liegt im regionalplanerischen Freiraum und hat eine Entwicklungsperspektive. 

Den Anregungen zur Nachverdichtung kann gefolgt werden. 

Wenn FNP-Änderungen erforderlich werden, können sie zur Umplanung durchgeführt werden. 

Zudem sind Bauflächenplanungen zur Beseitigung städtebaulicher Missstände oder zur Umsetzung von Sanierungs-

maßnahmen möglich. 

Auch ist die Abrundung einer Baufläche möglich im Rahmen der Tragfähigkeit der vorhandenen Infrastruktur. 

Die Umsetzung der zuvor beschriebenen Variante unserer Stellungnahme zur zweiten Beteiligungsrunde ist nach un-

serer Rechtsauffassung nach geltendem Recht durchaus legitim. Hinsichtlich des dafür erforderlichen Aufwands über-

schaubar. Mit etwas Wohlwollen und Menschlichkeit, durch einen kleinen Schritt, den annähernd 200 Betroffenen hier 

in Kerken „wieder" eine Lebensperspektive zu bieten. Damit auch den Erhalt von 103 Wohneinheiten, vollständig er-

schlossen bis hin zum Breitbandausbau, barrierefrei und preislich für den heutigen Immobilienmarkt noch immer 

durchaus erschwinglich. 

Oder soll weiterhin das für einen Rechtsstaat unwürdige Verhalten fortgeführt werden: Die staatlicherseits seit Jahr-

zehnten praktizierte Duldung, durch die jetzt im Konfliktfall den Bürgern das Prozessrisiko in einer dann unvermeidba-

ren gerichtlichen Auseinandersetzung noch zusätzlich aufgebürdet wird. 

Wenn Sie nun aber diesen von uns vorgeschlagenen Weg nicht mit uns gehen wollen? 

Für den Fall würden wir Sie ersuchen, die Stelle der Ebenen und Namen zu benennen, die hier maßgeblich ihr Veto 

gegen die mögliche Lösung eingelegt haben. 

Aus Gründen der Transparenz sehen wir die Forderung für berechtigt an. 
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Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
V-1117-2020-03-18        
Gemeinde Kerken 
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01 Sehr geehrter XXX, 

ich schreibe Sie heute an im Interesse und auf Bitten des Wohnparks Eyller See e.V. und dessen Vorsitzende XXX. 

Die Gemeinde Kerken hat sich in mehreren Ausschuss- und Ratsentscheidungen für eine Ausweisung des Wochen-

endhausgebiets „Eyller See" in Kerken als Allgemeinen Siedlungsbereich ausgesprochen bzw. dort die Voraussetzun-

gen für die planungsrechtliche Zulässigkeit von dauerhaftem Wohnen zu schaffen. Dies zuletzt in der Sitzung des Ra-

tes der Gemeinde Kerken am 25.09.2020 (Vorlage 61312014- 2020) mit nachfolgendem Wortlaut: 

Rat beschließt, folgende Stellungnahme zur 1. Änderung des Regionalplans Düsseldorf abzugeben: 

1. Die beabsichtigte Neudarstellung von ASB-Flächen nahe der Ortschaft Aldekerk wird begrüßt. 

2. Es wird beantragt, auch die im Flächenranking angegebenen Flächen nahe der Ortschaft Nieukerk als zusätzliche 

ASB-Flächen auszuweisen. 

3. Für vorhandene Standorte von überwiegend durch bauliche Anlagen geprägte Ferien- und Wochenendhausgebiete 

im regionalplanerisch festgelegten Freiraum (hier: Wochenendhausgebiet Eyller See) wird beantragt, diese als ASB 

darzustellen. Es soll die Erstellung einer entsprechenden Bauleitplanung ermöglicht werden zur Schaffung der pla-

nungsrechtlichen Zulässigkeit von dauerhaftem Wohnen, wenn das Ferien- und Wochenendhausgebiet aufgrund der 

Unstimmigkeiten von Melde- und öffentlichem Baurecht bereits überwiegend von einer dauerhaften Wohnnutzung ge-

prägt ist, die vorhandene Siedlungsstruktur des Gebietes ein gewisses Gewicht besitzt, die vorhandenen Gebäude für 

einen dauernden Aufenthalt von Menschen geeignet sind und die Erschließung gesichert ist. Die Schaffung der lan-

desplanerischen Voraussetzungen zur Zulässigkeit einer dauerhaften Wohnnutzung in Wochenend- und Ferienhaus-

Die benannten Ar-

gumente sind aus 

anderen Stellung-

nahmen im Beteili-

gungszeitraum be-

kannt und führen 

gemäß den entspre-

chenden Abwä-

gungsvorschlägen 

zu den fristgemäßen 

Stellungnahmen in 

den Themen- und 

Kommunaltabellen 

nicht zu einer Ände-

rung des Planungs-

entwurfs oder zu 

anderen regional-

planerischen Bewer-

tungen. 
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gebieten ist dringend geboten. 

Ich möchte mich mit diesem Schreiben noch einmal mit Nachdruck für eine — wie auch immer zu realisierende — 

Umsetzung der Interessen der Bürgerinnen und Bürger aus dem Wochenendhausgebiet Eyller See einsetzen und bitte 

in diesem Zusammenhang um einen möglichst kurzfristigen Gesprächstermin oder zumindest einen telefonischen Aus-

tausch. 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 
V-2432-2020-03-24        
Stadtwerke Duisburg AG 

Dokument 246871/2020 

Hinweise: 
  

 

01 Sehr geehrter XXX, sehr geehrte Damen und Herren, 

am 17. Februar fand die 2. Erörterung im Rahmen der Erarbeitung der 1. Änderung des Regionalplans Düsseldorf 

(RPD) - Mehr Wohnbauland am Rhein - statt. Leider wurde in dieser Erörterung unserer Forderung die Flächen Ge-

markung Böckum, Flur 7, Flurstücke 683 und 406 als allgemeinen Siedlungsbereich (ASB) im Stadtgebiet der Landes-

hauptstadt Düsseldorf aufzunehmen, wiederholt nicht gefolgt 

Gemessen am Verfahrensmaßstab der angemessenen Berücksichtigung der Interessen der Beteiligten, erscheint das 

Ergebnis vor dem Hintergrund des zu erreichenden Ziels als nicht angemessen, zumal die übrigen Flächenvorschläge 

im Stadtgebiet Düsseldorf auf Wunsch der Stadt Düsseldorf hinsichtlich ihrer Größe deutlich reduziert wurden und so-

mit die Zielsetzung der Änderung des Regionalplan, mehr Wohnbauland am Rhein zu schaffen, weiter erschwert wird. 

Ferner genügt ein Verweis auf die Parzellenunschärfe aufgrund der Grundstücksgröße nach unserer Auffassung eben-

falls nicht. 

Da bezüglich der genannten Flächen ein offenbar nicht zu überbrückender Dissenz zwischen der Bezirksregierung und 

uns als Verfahrensbeteiligtem vorliegt bitten wir Sie, den Sachverhalt dem Regionalrat vorzutragen. 

Bitte teilen Sie uns die Entscheidung des Regionalrates zeitnah mit. 

Die Argumente sind 

aus Stellungnahmen 

im Beteiligungszeit-

raum bekannt und 

führen gemäß den 

entsprechenden 

Abwägungsvor-

schlägen zu den 

fristgemäßen Stel-

lungnahmen in den 

Themen- und Kom-

munaltabellen nicht 

zu einer Änderung 

des Planungsent-

wurfs oder zu ande-
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Mit freundlichen Grüßen 
ren regionalplaneri-

schen Bewertungen. 

Dem vorgetragen 

Wunsch wird mit der 

Sitzungsvorlage 

Rechnung getragen. 
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Anlage 3 der Tischvorlage der Verwaltung vom 07.05.2020

Änderungen der zeichnerischen Darstellungen auf den Blattschnitten und der Beikarte 3A, die im 
Zuge der Bekanntmachung der 2. Änderung des Regionalplanes vom 07.05.2020 rechtswirksam 
geworden sind. Alle hier in dieser Anlage vorgenommen Änderungen sind redaktioneller Art und 
verändern nicht die Planaussage der 1. Änderung des RPD. Es wird allein der bestandskräftige Plan 
entsprechend der 2. Änderung außerhalb der Änderungsbereiche der 1. Änderung aktualisiert.


















